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Abstract 

Regierungen können Extrahaushalte gründen, um die Finanzierung staatlicher Aufgaben 

aus dem Kernhaushalt auszulagern. Die bis zum Jahr 2009 bestehende deutsche Schul-

denregel sah eine Ausnahme für Extrahaushalte vor und deshalb bestanden für den 

Bund und die Länder Anreize zur Verschuldung außerhalb ihrer Kernhaushalte. Ich ge-

be einen historischen Überblick der staatlichen Extrahaushalte seit Bestehen der Bun-

desrepublik Deutschland. Insbesondere die Gründung von Extrahaushalten zur Finan-

zierung der deutschen Wiedervereinigung und die Stützungsmaßnahmen für Banken 

infolge der Finanzkrise führten dazu, dass die staatliche Neuverschuldung in einigen 

Jahren deutlich höher ausfiel als die ausgewiesenen Defizite der Kernhaushalte. Ich dis-

kutiere, inwieweit die neue deutsche Schuldenbremse die Staatsverschuldung in Extra-

haushalten berücksichtigt und welche Gestaltungsmöglichkeiten der Bund und die Län-

der weiterhin zur Umgehung der erlaubten Kreditaufnahme über Extrahaushalte haben. 
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English Abstract 

By using special funds governments finance public activities outside the core budget. Until 

2009 the German debt regime did not cover the borrowing of special funds. The German 

governments thus had an incentive to hide borrowing in special funds. In some periods, 

public debt increased more rapidly than the officially reported government deficit because the 

government borrowed via special funds. I describe special funds in Germany since 1949 and 

show for which purposes special funds were set up. Governments used special funds in 

particular to finance the German reunification in 1990 and support measures for financial 

institutions and economic stimulus packages during the financial crisis starting in 2008. I 

discuss to what extent the new German debt break limits the borrowing of special funds and 

show that governments still can circumvent the debt break by using some special funds. 
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1. Einleitung

Wenn Regierungen staatliche Aufgaben aus dem Kernhaushalt in Extrahaushalte2 auslagern, 

wird die Transparenz der Haushaltsführung eingeschränkt. So sind Extrahauhalte oft ein 

„unbekannter Staatshaushalt“ (Kilian 1993, S. 59). Da Extrahaushalten über eigene 

Kreditermächtigungen verfügen können, lag die Neuverschuldung in Deutschland in einigen 

Jahren deutlich über den ausgewiesenen Defiziten der Kernhaushalte.  

Ich gebe einen historischen Überblick der staatlichen Extrahaushalte seit Bestehen der 

Bundesrepublik Deutschland und zeige, zu welchen Anlässen Extrahaushalte gegründet 

wurden.3 Insbesondere zur Finanzierung der deutschen Wiedervereinigung wurden ab dem 

Jahr 1990 auf Bundesebene verstärkt Extrahaushalte gegründet. Dazu zählen der Fonds 

„Deutsche Einheit“, der die finanzielle Grundausstattung der Gebietskörperschaften der 

ehemaligen DDR sichern und Investitionen in die ostdeutsche Infrastruktur fördern sollte, 

und der Kreditabwicklungsfonds, der die Staatschulden der ehemaligen DDR übernahm. Die 

Verbindlichkeiten der Treuhandanstalt und des Kreditabwicklungsfonds, sowie Altschulden 

von Wohnbauunternehmen und gesellschaftlicher Einrichtungen in der ehemaligen DDR 

wurden schließlich in das Sondervermögen Erblastentilgungsfonds übertragen. Auch infolge 

der Finanzkrise wurden ab dem Jahr 2008 bedeutende Extrahaushalte gegründet. Dazu zählen 

auf der Bundesebene der Sonderfonds Finanzmarktstabilisierung (SoFFin), bzw. der 

Finanzmarktstabilisierungsfonds (FMS), und der Restrukturierungsfonds zur Stabilisierung 

der Finanzmärkte und der Investitions- und Tilgungsfonds (ITF), über den ein Teil des 

„Konjunkturpakets II“ finanziert wurde. Auch auf der Länderebene lässt sich seit Beginn der 

Finanzkrise ein deutlicher Anstieg der Zahl an Extrahaushalten beobachten. 

2 Der Begriff „Extrahaushalt“ wird vom Statistischen Bundesamt verwendet. In der juristischen Literatur sind 
die Begriffe „Sondervermögen“ und „Nebenhaushalt“ gebräuchlich. 
3 Für eine Übersicht und Bewertung staatlicher Extrahaushalte siehe auch Kilian (1993) und Puhl (1996). 
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Da die bis zum Jahr 2009 bestehende deutsche Schuldenregel („Goldenen Regel“) gemäß 

Art. 115 Abs. 2 GG (a. F.)  eine Ausnahme für Extrahaushalte vorsah, bestanden für den 

Bund und die Länder Anreize zur Verschuldung in Extrahaushalten (Feld 2010). Dieses 

„Schlupfloch“ wurde mit der im Jahr 2009 verabschiedeten neuen Schuldenbremse (Art. 109 

Abs. 3 und Art. 115 Abs. 2 GG) auf der Bundesebene abgeschafft. Gemäß Art. 143d Abs. 1 

S. 2 GG bleiben am 31. Dezember 2010 bestehende Kreditermächtigungen für bereits 

eingerichtete Sondervermögen von dieser neuen Regelung jedoch unberührt (Kube 2010). Ich 

diskutiere, inwieweit das Problem der Staatsverschuldung in Extrahaushalten durch die neue 

deutsche Schuldenbremse gelöst ist und welche Gestaltungsmöglichkeiten der Bund und die 

Länder weiterhin zur Umgehung der erlaubten Kreditaufnahme über Extrahaushalte haben. 

2. Neuverschuldung, Finanzierungsdefizit und Nettokreditaufnahme

In der Finanzwissenschaft wird für die staatliche Budgetrestriktion grundsätzlich 

angenommen, dass die Veränderung des Schuldenstandes in jeder Periode mit dem 

Finanzierungsdefizit (Ausgaben abzüglich Einnahmen) und der Nettokreditaufnahme 

(Schuldenaufnahme abzüglich Schuldentilgung am Kreditmarkt) übereinstimmt:4 

௧ܤ െ ௧ିଵܤ ൌ ௧ܦ ൌ  ௧ (1)ܣܭܰ

mit  

௧ܦ ൌ ௧ܩ െ ܴ௧ (2)	

wobei 

 ௧ିଵ: Schuldenstand zu Beginn der Periode tܤ

 ௧: Schuldenstand am Ende der Periode tܤ

 ௧: Defizit in Periode tܦ

4 Zur staatlichen Budgetrestriktion siehe u.a. Barro (1979) und Bohn (2007). 
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 ௧: Ausgaben (inkl. Zinsausgaben) in Periode tܩ

ܴ௧: Einnahmen in Periode t 

 ௧: Nettokreditaufnahme in Periode tܣܭܰ

Betrachtet man die entsprechenden in der Finanzstatistik ausgewiesenen Daten für 

Deutschland, zeigt sich, dass Neuverschuldung, Finanzierungsdefizit und 

Nettokreditaufnahme voneinander abweichen können. Abbildung 1 zeigt die Veränderung 

des Schuldenstandes des deutschen Gesamtstaates, 5 sowie das Finanzierungsdefizit und die 

Nettokreditaufnahme der Kernhaushalte als Anteil am Bruttoinlandsprodukt für den Zeitraum 

1950 bis 2012. 

Die Differenzen zwischen dem Finanzierungsdefizit und der Nettokreditaufnahme 

ergeben sich, da die besonderen Finanzierungsvorgänge des Staates zur Deckung seiner 

Defizite nicht nur die Schuldenaufnahme am Kreditmarkt, sondern auch Entnahmen aus 

Rücklagen, innere Darlehen (die vorübergehende Inanspruchnahme von Rücklagemitteln, die 

für einen anderen Zweck angesammelt waren), Überschüsse aus Vorjahren und 

Münzeinnahmen umfassen. Analog dazu kann bei einem Finanzierungsüberschuss auch eine 

positive Nettokreditaufnahme stattfinden, wenn innere Darlehen zurückgezahlt, Rücklagen 

aufgebaut oder Vorjahresfehlbeträge gedeckt werden. 

Die Differenz zwischen der Veränderung des Schuldenstandes und dem 

ausgewiesenen Defizit wird als „stock-flow adjustment“ (SFA) oder „debt-deficit 

adjustment“ bezeichnet (von Hagen und Wolff 2006).6 Gleichung (1) wird damit zu: 

5 Der Gesamtstaat umfasst den Bund, die Ländern, die Gemeinden/Gemeindeverbände, die gesetzlicher 
Sozialversicherung und ausgewählte Extrahaushalte. 
6 Die Europäische Kommission (2003, S. 82) definiert „stock flow adjustments“ folgendermaßen: „These result 
primarily from financial operations, for example, debt issuance policy to manage public debt, privatisation 
receipts, impact of exchange rate changes on foreign denominated debt. In general, these should tend to cancel 
out over time. However, large and persistent stock-flows (especially if they always have a negative impact on 
debt developments) should give cause for concern, as they may be the result of the inappropriate recording of 
budgetary operations and can lead to large ex post upward revisions of deficit levels.” 
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௧ܤ െ ௧ିଵܤ ൌ ௧ܦ ൅  ௧        (3)ܣܨܵ

 

Abbildung 1 zeigt, dass der Anstieg der deutschen Staatsverschuldung insbesondere in drei 

Perioden deutlich über den ausgewiesenen Defiziten der Kernhaushalte lag: In den ersten 

Jahren der Bundesrepublik Deutschland (1950 bis 1955), in den ersten Jahren nach der 

Wiedervereinigung (1990 bis 1995) und im Jahr der Finanzkrise 2010. Insbesondere in diesen 

Jahren wurden verstärkt staatliche Extrahaushalte gegründet. Die Differenzen zwischen dem 

Defizit und der Veränderung des Schuldenstandes können zumeist damit erklärt werden, dass 

die Schulden öffentlicher Fonds, Einrichtungen und Unternehmen in staatlichen 

Extrahaushalten, die nicht im Defizit erfasst wurden, zum Gesamtschuldenstand 

Deutschlands hinzugerechnet wurden. 

 

3. Staatliche Extrahaushalte 

3.1 Definition 

Seit dem Jahr 2011 stellt das Statistische Bundesamt die Finanzstatistik im sogenannten 

Schalenkonzept dar (siehe Abbildung 2). Die innerste Schale besteht aus den Kernhaushalten 

von Bund, Ländern, Gemeinden/Gemeindeverbänden und Sozialversicherung.  

Die Extrahaushalte bilden die mittlere Schale. Zu den staatlichen Extrahaushalten (in 

der juristischen Literatur Nebenhaushalte oder Sondervermögen genannt) zählen alle 

öffentlichen Fonds, Einrichtungen und Unternehmen, die nach den Kriterien des 

Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG 95) dem Sektor 

Staat zuzurechnen sind (Statistisches Bundesamt 2012). Dabei muss es sich um  

institutionelle Einheiten handeln, die vom Staat kontrolliert  und  überwiegend finanziert 

werden. Extrahaushalte sind rechtlich unselbstständige abgesonderte Teile des 
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Staatsvermögens, die durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes entstehen und besondere 

Aufgaben des Staates erfüllen sollen (Nr. 2.1 VV-BHO). Bei der Einrichtung von 

Extrahaushalten sind strenge Maßstäbe anzulegen, da sie eine Ausnahme vom 

verfassungsrechtlichen Grundsatz der Haushaltseinheit gemäß Art. 110 Abs. 1 S. 1 GG 

darstellen, mit dem eine Zerstückelung des Staatshaushaltes durch Ausweitung einer 

aufgabenbezogenen Fondswirtschaft ausgeschlossen werden soll. Ein Extrahaushalt kann 

dann gerechtfertigt sein, wenn er die zu finanzierenden Aufgaben effizienter als der 

Kernhaushalt erfüllen kann (Bundesrechnungshof 2011). Bei Extrahaushalten sind im 

Haushaltsplan nur Zuführungen aus dem Haushalt auf der Ausgabenseite oder Ablieferungen 

an den Haushalt auf der Einnahmenseite zu veranschlagen (§26 BHO/LHO). Über die 

Einrichtung von Extrahauhalten haben der Bund, die Länder und die Gemeinden die 

Möglichkeit, Schulden aufzunehmen, die sich nicht in ihren Kernhauhalten wiederspiegeln. 

Die Transparenz der Staatsverschuldung wird somit eingeschränkt, weswegen Extrahaushalte 

mitunter auch als Schattenhaushalte bezeichnet werden.  

Das Statistische Bundesamt weist die Schulden der Extrahaushalte des Bundes seit 

ihrer jeweiligen Gründung in der Fachserie 14 Reihe 5 aus. Die Schulden ausgewählter 

Extrahaushalte der Länder werden seit 2006 ausgewiesen. Die Schulden der  Zweckverbände 

der Gemeinden werden seit 1974 ausgewiesen, die Schulden sonstiger Extrahaushalte der 

Gemeinden seit 2009. Abbildung 3 zeigt die Schulden der Extrahaushalte von Bund, Ländern 

und Gemeinden für den Zeitraum 1955 bis 2012, soweit die Schulden ausgewiesen wurden. 

Die äußerste Schale umfasst die sonstigen öffentlichen Fonds, Einrichtungen und 

Unternehmen (FEUs), deren Eigenfinanzierungsgrad über 50% liegt, d.h. mehr als 50% der 

Produktionskosten werden durch Umsätze gedeckt. Diese Einheiten gelten als 

Marktproduzenten und werden nicht zu den Extrahaushalten gezählt.  
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Am 31. Dezember 2012 betrugen die Schulden des öffentlichen Bereichs insgesamt 

2.697,7 Mrd. Euro (101,14% des BIP). Davon entfielen 1.738,2 Mrd. Euro (65,2% des BIP) 

auf die Kernhaushalte, 330,1 Mrd. Euro (12,4% des BIP) auf die Extrahaushalte und 629,4 

Mrd. Euro (23,6% des BIP) auf die sonstigen FEUs. Abbildung 4 zeigt wie sich die Schulden 

des Bundes, der Länder und der Gemeinden/Gemeindeverbände im Jahr 2012 

zusammensetzten (die Sozialversicherung wird nicht abgebildet). 

 

3.2 Historischer Überblick 

3.2.1 Extrahaushalte des Bundes 

3.2.1.1 ERP und Lastenausgleichsfonds 

Die ersten Extrahaushalte der Bundesrepublik Deutschland stellten das ERP (European 

Recovery Program)-Sondervermögen und der Lastenausgleichsfonds dar. Das ERP-

Sondervermögen entstand nach dem Zweiten Weltkrieg auf Grundlage des Marshallplans. Im 

Rahmen des Marshallplans erstattete die US-Regierung den amerikanischen Exporteuren für 

die Ausfuhr nach Deutschland den entsprechenden Warengegenwert in Dollar. Die deutschen 

Importeure mussten den entsprechenden Einfuhrwert in D-Mark auf ein Konto der Deutschen 

Bundesbank (bis 1957 Bank Deutscher Länder) einzahlen. Eigentümer des Gegenwertskontos 

war die US-Regierung. Im Jahr 1949 vereinbarten die Vereinigten Staaten und Deutschland 

ein Abkommen, wonach die Mittel des Gegenwertkontos in Höhe von rund sechs Milliarden 

D-Mark als Sondervermögen verwaltet werden sollten. Aus dem Sondervermögen wurden 

Kredite an deutsche Unternehmen zur Förderung der deutschen Wirtschaft revolvierend 

gewährt (Dietz 2001). Zur Verwaltung dieses Sondervermögens wurde  die Kreditanstalt für 

Wiederaufbau (KfW) gegründet. Das ERP-Sondervermögen stellte eine 

Auslandsverbindlichkeit des Bundes dar und seine Tilgung erfolgte über den Bundeshaushalt 

(KfW 2012). Infolge des Londoner Schuldenabkommen von 1953, das die 



9 

Auslandsverschuldung Deutschlands halbierte, wurden Deutschland auch die Schulden des 

ERP bis auf eine Milliarde Dollar erlassen (Abelshauser 2011, BMWi 2001). Auch nach 

Abschluss der eigentlichen Wiederaufbauphase behielt das ERP-Sondervermögen weiterhin 

seine Aufgabe zur Wirtschaftsförderung (seit 1961 auch zur Entwicklungshilfe, seit 1967 im 

Rahmen staatlicher Konjunkturprogramme für kommunale Investoren) und wurde 

insbesondere auch zur Investitionsförderung in den Ländern der ehemaligen DDR eingesetzt 

(BMWi 2001, Dietz 2001). Die Schulden des ERP-Sondervermögens in Höhe von 14,4 Mrd. 

Euro7 wurden im Jahr 2007 in den Bundeshaushalt überführt. Seitdem darf das ERP-

Sondervermögen keine eigenen Kredite mehr am Markt aufnehmen. 

Neben dem ERP-Sondervermögen wurde im Jahr 1949 als weiterer Extrahaushalt 

der Lastenausgleichsfonds zum Ausgleich kriegs- und nachkriegsbedingter Härten, 

insbesondere gegenüber Vertriebenen, Aussiedlern und Kriegs- und Währungsgeschädigten, 

gebildet. Die Schulden des Lastenausgleichsfonds in Höhe von 1,5 Mrd. Euro wurden im Jahr 

1980 in den Bundeshaushalt überführt. 

In den Jahren 1950 bis 1990 wurden nur Extrahaushalte mit vergleichsweise 

geringem Umfang gegründet. 

3.2.1.2 Deutsche Wiedervereinigung 

Zur Finanzierung der deutschen Wiedervereinigung wurden ab dem Jahr 1990 der Fonds 

„Deutsche Einheit“ und der Kreditabwicklungsfonds gebildet. Die Gründung von 

Extrahaushalten wurde als geeignetes Instrument zur Finanzierung der deutschen 

Wiedervereinigung angesehen, da die Wiedervereinigung als gesamtstaatliches Ereignis 

keiner Gebietskörperschaftsebene alleine zugeordnet werden sollte (Kuntze 2010). Durch die 

Verlagerung zusätzlicher Kreditaufnahme in Extrahaushalte konnten zudem die geltenden 

7 Umrechnung von D-Mark in Euro Beträge mit dem  unwiderruflich festgelegten Umrechnungskurs 1 Euro = 
1,95583 DM.. 
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Regelungen zur Obergrenze der jährlichen Nettokreditaufnahme des Bundes, die im 

Normalfall die Summe der im Haushaltsplan veranschlagten Investitionsausgaben nicht 

übersteigen durfte („Goldene Regel“), umgangen werden. 

Der Fonds „Deutsche Einheit“ sollte die finanzielle Grundausstattung der 

Gebietskörperschaften der ehemaligen DDR sichern und Investitionen in die ostdeutsche 

Infrastruktur fördern. So sollte eine Angleichung der Lebensverhältnisse in den Ländern der 

ehemaligen DDR und den alten Länder hergestellt werden. Zwischen 1990 und 1993 erhielt 

der Fonds eine Finanzausstattung von insgesamt 82,2 Mrd. Euro. Seine Mittel bezog der 

Fonds hauptsächlich über den Kreditmarkt (48,6 Mrd. Euro), zusätzlich erhielt er auch 

Zuschüsse vom Bund (25,4 Mrd. Euro) und den westdeutschen Ländern (8,2 Mrd. DM). Die 

Finanzierung der neuen Bundesländer über den Fonds „Deutsche Einheit“ endete im Jahr 

1995, als die neuen Bundesländer in das Finanzausgleichssystem einbezogen wurden. Seit 

1995 bestehen die Ausgaben des Fonds daher nur noch aus Zins- und Tilgungsausgaben. Für 

seine Kreditkosten erhält der Fonds Zuschüsse vom Bund, an denen sich die westdeutschen 

Länder bis 1994 beteiligten (Dietz 2001). Im Jahr 2005 wurden die Schulden des Fonds 

„Deutsche Einheit“ in Höhe von 38,7 Mrd. Euro in den Bundeshaushalt überführt. 

Die Staatschulden der ehemaligen DDR wurden in den Kreditabwicklungsfonds 

übertragen. Zur Privatisierung und Stilllegung der „Volkseigenen Betriebe“ der ehemaligen 

DDR wurde die Treuhandanstalt gegründet. Am 1. Januar 1995 wurden die Verbindlichkeiten 

der Treuhandanstalt (104,8 Mrd. Euro) und des Kreditabwicklungsfonds (52,7 Mrd. Euro) 

aus Krediten, übernommenen Altkrediten und Ausgleichsforderungen in das 

Sondervermögen Erblastentilgungsfonds übertragen. Daneben umfasste der 

Erblastentilgungsfonds ab 1994 die Altverbindlichkeiten von Wohnbauunternehmen der 

ehemaligen DDR (15,9 Mrd. Euro) und ab 1997 die Altschulden gesellschaftlicher 

Einrichtungen, wie Schulen und Kultur- und Jugendhäuser, in der ehemaligen DDR (4,3 Mrd. 
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Euro). Insgesamt wurden somit Schulden in Höhe von 177,7 Mrd. Euro in den 

Erblastentilgungsfonds eingestellt (Dietz 2001). Insbesondere die Hinzurechnung der 

Verbindlichkeiten der aufgelösten Treuhandanstalt zur deutschen Staatsverschuldung erklärt, 

warum die Neuverschuldung im Jahr 1995 deutlich über der Nettokreditaufnahme des 

Bundes lag.8 Im Jahr 1999 wurden die zu diesem Zeitpunkt noch bestehenden Schulden des 

Erblastentilgungsfonds in Höhe von 137 Mrd. Euro in die Bundesschuld überführt und 

seitdem wird der Schuldendienst unmittelbar aus dem Bundeshaushalt geleistet. Die letzten 

Kapitalmarktverbindlichkeiten des Erblastentilgungsfonds tilgte der Bund im Jahr 2011. Zum 

Jahresende 2012 betrugen die sonstigen Verbindlichkeiten des Erblastentilgungsfonds noch 

1,5 Mrd. Euro. Aufgrund des geringen verbliebenen Volumens des Erblastentilgungsfonds 

empfiehlt der Bundesrechnungshof (2013) eine Auflösung des Erblastentilgungsfonds. 

 

3.2.1.3 Finanzkrise  

In Folge der Finanzkrise wurden verschiedene Extrahaushalte zur Stabilisierung der 

Finanzmärkte und der deutschen Wirtschaft gegründet. So konnten zügig Finanzmittel 

bereitgestellt werde, um der Finanz- und Wirtschaftskrise entgegenzutreten. 

Zur Überwindung von Liquiditätsengpässen und  Stärkung des Eigenkapitals von 

Kreditinstituten, Versicherungsunternehmen und Pensionsfonds  wurde 2008 der 

Sonderfonds Finanzmarktstabilisierung (SoFFin) gebildet, der mittlerweile als 

Finanzmarktstabilisierungsfonds (FMS) bezeichnet wird. Der Schuldenstand des FMS stieg 

zwischen 2008 und 2010 von 8,2 Mrd. Euro auf 29 Mrd. Euro an.  

Im Jahr 2009 wurde der Investitions- und Tilgungsfonds (ITF) gebildet, über den ein 

Teil des „Konjunkturpakets II“ finanziert wurde. Die Maßnahmen umfassten beispielsweise 

Investitionsprogramme der Länder und Gemeinden und das Programm zur Stärkung der 

                                                            
8 Die Umschuldung der Treuhandanstalt in den Erblastentilgungsfonds wurde von Eurostat als 
außergewöhnliche Transaktion angesehen und nicht deshalb nicht im Maastricht-Defizit erfasst (Münster 1997). 
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Nachfrage nach PKW („Abwrackprämie“). Die Schulden des ITF stiegen zwischen 2009 und 

2010 von 7,5 Mrd. Euro auf 14,0 Mrd. Euro (BMF 2011, Bundesrechnungshof 2011). Der 

Bundesrechnungshof (2009) kritisiert, dass die konjunkturstützenden Maßnahmen auch aus 

dem Bundeshaushalt hätten finanziert werden können und die Errichtung des ITF als 

Sondervermögen mit eigener Kreditermächtigung die Haushaltstransparenz einschränkt. 

Zum Teil erklärt sich der starke Anstieg der deutschen Staatsverschuldung im Jahr 

2010 somit über die Verschuldung des FMS und des ITF. Hinzu kommt die Übertragung von 

Risikopapieren der Hypo Real Estate in die neu gegründete Abwicklungsanstalt „FMS 

Wertmanagement“, die Ende 2010 einen Schuldenstand von 192 Mrd. Euro verzeichnete. Die 

Hinzubuchung der Verbindlichkeiten der „FMS Wertmanagement“ zum staatlichen 

Schuldenstand führte maßgeblich dazu, dass die Neuverschuldung im Jahr 2010 deutlich 

höher ausfiel als die Nettokreditaufnahme.  

Im Dezember 2010 wurde der Restrukturierungsfonds geschaffen, der neben dem 

FMS der Stabilisierung der Finanzmärkte dient. Der Restrukturierungsfonds kann 

Beteiligungen an Finanzinstituten erwerben, Brückeninstitute gründen, die 

Vermögenspositionen von Finanzinstituten in Schieflage übernehmen, Finanzinstitute mit 

Eigenkapital ausstatten und Garantien gewähren (BMF 2013).  

Zum 31. Dezember 2012 verzeichnete der FMS einen Schuldenstand von 20,5 Mrd. 

Euro, die FMS Wertmanagement einen Schuldenstand von 161,5 Mrd. Euro und der ITF 

einen Schuldenstand von 21,3 Mrd. Euro. Der Restrukturierungsfonds wurde nicht in 

Anspruch genommen und verzeichnete somit keine Schulden.  

3.2.1.4 Weitere Extrahaushalte 

Das Statistische Bundesamt (2013) weist insgesamt ca. 50 Extrahaushalte des 

Bundes aus. Dazu zählt das 1994 gebildete Bundeseisenbahnvermögen, zu dessen Aufgaben 
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insbesondere die Personalverwaltung der bei der Deutschen Bahn eingesetzten Beamten, die 

Festsetzung und Auszahlung der Versorgungsbezüge für Pensionen, die Weiterführung der  

betrieblichen Sozialeinrichtungen (z.B. die Krankenversorgung der Bundesbahnbeamten) und 

die Verwaltung von Liegenschaften gehören (Bundesrechnungshof 2013).  

Im Jahr 2001 wurde das Sondervermögen „Bundes-Pensions-Service für Post und 

Telekommunikation e.V.“ gebildet, zu dessen Aufgaben die Auszahlung von Versorgungs- 

und Beihilfeleistungen an Beamte der Deutschen Bundespost und ihrer 

Nachfolgeunternehmen im Ruhestand sowie an deren Hinterbliebene zählt.  

Im Jahr 2010 wurde der „Energie- und Klimafonds“ (EKF) gebildet, der das Ziel 

unterstützen soll, den Anteil regenerativer Energien an der Stromversorgung bis zum Jahr 

2020 auf 35% zu erhöhen. Dafür sind für das Jahr 2012 Ausgaben von 0,8 Mrd. Euro geplant, 

die in den Folgejahren auf jährlich 3,3 Mrd. Euro ansteigen sollen. Zur Finanzierung soll 

dieser Fonds die bislang im Bundeshaushalt veranschlagten Versteigerungserlöse des CO2-

Emissionshandels und Liquiditätskredite aus dem Bundeshaushalt erhalten. Der 

Bundesrechnungshof (2011) kritisiert, dass nicht ersichtlich ist, dass die Ausgliederung der 

Mittel in den EKF zu einer besseren Aufgabenerfüllung und effizienteren Bewirtschaftung 

führt und betont, dass die Kontrolle des Parlamentes erleichtert würde, wenn sämtliche 

Einnahmen und Ausgaben in der Haushaltsrechnung des Bundes ausgewiesen würden. 

 

3.2.1.5 Zwischenfazit 

Tabelle 1 gibt einen Überblick der Extrahaushalte des Bundes. Es wird deutlich, dass 

Extrahaushalte insbesondere zur Finanzierung außergewöhnlicher Ereignisse gegründet 

wurden, nämlich der Wiederaufbauphase der Wirtschaft nach dem Zweiten Weltkrieg, der 

Wiedervereinigung und der Stabilisierung der Finanzmärkte und der Wirtschaft in der 

Finanzkrise. Daneben fällt auf, dass die Extrahaushalte größtenteils während den 
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Regierungszeiten von CDU/CSU-geführten Koalitionen eingerichtet wurden. Ob die 

Gründung von Extrahaushalten hauptsächlich auf außergewöhnliche Ereignisse 

zurückzuführen ist, oder ob „rechte“ Regierungen auch stärker als „linke“ Regierungen dazu 

neigen, Schulden aus dem Kernhauhalt auszulagern, bleibt eine offene Frage.9 

 

3.2.2 Extrahaushalte der Länder 

Zu den Extrahaushalten der Länder zählen ausgegliederte Hochschulen des Staatssektors mit 

eigenem Rechnungswesen, aus den öffentlichen Haushalten ausgegliederte Statistische Ämter 

der Länder und Landesbetriebe für Straßenbau/-wesen bzw. für Verkehr, sowie die Bau- und 

Liegenschaftsbetriebe der Länder (Statistisches Bundesamt 2012). Infolge der Finanzkrise 

kamen ab dem Jahr 2008 zahlreiche Extrahaushalte hinzu, die zur Stützung der 

Landesbanken und für Konjunkturprogramme gegründet wurden. Dazu zählen beispielsweise 

die „Erste Abwicklungsanstalt“ zur Abwicklung der WestLB (Nordrhein-Westfalen), der 

„Zukunftsinvestitions- und Tilgungsfonds Nordrhein-Westfalen“, der „HSH Finanzfonds 

AöR“ zur Kapitalunterstützung der HSH Nordbank (Hamburg und Schleswig-Holstein), die 

„Garantie Portfolio Baden-Württemberg GmbH & Co. KG (GPBW)“ zur Gewährung von 

Garantien für die LBBW (Baden-Württemberg), der „Kommunale Fonds zum Ausgleich 

konjunkturbedingter Mindereinnahmen Mecklenburg-Vorpommern“ und das 

Sondervermögen „Zukunftsinitiative II“ (Saarland). 

 

3.2.3 Extrahaushalte der Gemeinden 

Zu den Extrahaushalten der Gemeinden zählen hauptsächlich die Zweckverbände. 

Gemeinden und Gemeindeverbände können sich zu Zweckverbänden zusammenschließen, 

                                                            
9 Zum Einfluss von Regierungsideologie auf Wirtschaftspolitik in Deutschland siehe z. B. Kauder und Potrafke 
(2013), Kauder et al. (2014) und Potrafke (2011, 2012, 2013). 
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um öffentliche Leistungen gemeinsam anzubieten. Zweckverbände sind beispielsweise 

gemeinsame Versorgungsbetriebe zur Abfall- oder Abwasserbeseitigung und Schulverbände. 

 

4. Extrahaushalte und Schuldenbremse 

Eine maßgebliche Schwäche der Begrenzung der Kreditaufnahme des Bundes und der Länder 

nach der „Goldenen Regel“ war unter anderem, dass Extrahaushalte gemäß dem alten Art. 

115 Abs. 2 GG (a. F.) von den Verschuldungsgrenzen ausgenommen waren. Damit bestanden 

Anreize zur Verschuldung außerhalb der Kernhaushalte (Feld 2010).10 Dieses „Schlupfloch“ 

wurde mit der im Jahr 2009 verabschiedeten neue Schuldenbremse (Art. 109 Abs. 3 und Art. 

115 Abs. 2 GG) für den Bund durch Streichung des entsprechenden Absatzes abgeschafft.11 

Damit hat der Bund nun  grundsätzlich nicht mehr die Möglichkeit, die Schuldenregel über 

die Gründung neuer rechtlich unselbständiger Extrahaushalte mit eigener Kreditermächtigung 

zu umgehen (Deutsche Bundesbank 2011). 

Gemäß Art. 143d Abs. 1 S. 2 GG bleiben am 31. Dezember 2010 bestehende 

Kreditermächtigungen für bereits eingerichtete Sondervermögen („Altsondervermögen“) von 

dieser neuen Regelung jedoch unberührt (Kube 2010). Auch der Sachverständigenrat (2012, 

S. 130) weist darauf hin, dass „die bestehenden Vorgaben der deutschen Schuldenbremse die 

konjunkturbereinigten finanzstatistischen Finanzierungssalden lediglich von Bund (0,35%) 

und Ländern (0%) [beschränken]. Keine Anwendung findet die deutsche Schuldenbremse 

hinsichtlich der Finanzen […] des Sondervermögens von Bund und Ländern.“ Diese 

Ausnahmeregelung wird damit begründet, dass „solche Sondervermögen dem System der 

neuen Schuldenregel fremd sind und sich nicht zur Integration in das neue Regime eignen“ 

                                                            
10 Von Hagen und Wolff (2006) zeigen, dass die Fiskalregeln des Stabilitäts- und Wachstumspakts in den EU-
Länder zur Ausweitung von kreativer Buchführung (gemessen als „stock-flow adjustments“) geführt haben. 
11Siehe Feld (2010) und Korioth (2010) für eine Diskussion der deutschen Schuldenbremse und Fuest und 
Thöne (2013) zur Schuldenbremse auf Länderebene. 
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(Deutscher Bundestag 2009, S. 13). Der Gesetzgeber liefert jedoch keine inhaltliche 

Erklärung, warum die Altsondervermögen nicht der neuen Schuldenbremse unterstellt 

werden können (Pinkl 2012).12  

Problematisch erscheint insbesondere, dass die Ausnahmeregelung für die 

Altsondervermögen nicht dem Ziel der Schuldenbremse folgt, „im Einklang mit den 

Vorgaben des reformierten europäischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes die 

institutionellen Voraussetzungen für die Sicherung einer langfristigen Tragfähigkeit der 

Haushalte von Bund und Ländern zu verbessern“ (Deutscher Bundestag 2009, S. 1). Bei der 

Defizitberechnung nach den Maastricht-Kriterien werden alle Extrahaushalte einbezogen 

(Europäische Gemeinschaft 2002). Somit gibt es im Gegensatz zur deutschen 

Schuldenbremse auf europäischer Ebene keine Differenzierung zwischen Alt- und 

Neusondervermögen.  

Zum 31. Dezember 2010 existierten drei Extrahaushalte des Bundes mit eigener 

Kreditermächtigung: Der Finanzmarktstabilisierungsfonds (FMS), der Investitions- und 

Tilgungsfonds (ITF) und der Restrukturierungsfonds.13 Die übrigen bestehenden 

Extrahaushalte verfügen über keine eigene Kreditermächtigung.14 

12 Henneke (2012, S. 265) führt an, dass die Einbeziehung der Altsondervermögen in die neue Schuldenregel 
„erhebliche zusätzliche finanzpolitische Herausforderungen“ bedeutet hätte. 
13 Aus Art. 143d Abs. 1 S. 2 GG geht nicht eindeutig hervor, wie die Beschränkung auf „bereits eingerichtete“ 
Sondervermögen zu verstehen ist. So könnten nur die Sondervermögen gemeint sein, die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Art. 143d GG am 31. Juli 2009 bereits errichtet waren, oder alle Sondervermögen, die bis zum 
31. Dezember 2010 eingerichtet wurden. Laut Reimer (2013) schließt die Formulierung „bereits eingerichtet“
nur Eventualermächtigungen für erst nach dem 31. Dezember 2010 gegründete Sondervermögen aus. Damit fällt 
der Restrukturierungsfonds nicht unter die Regelungen der neuen Schuldenbremse (siehe auch Kube 2010). 
14 Der „Energie- und Klimafonds“ wird von der neuen Schuldenbremse erfasst. So heißt es im Entwurf des 
Haushaltsplangesetzes 2013: „In die Berechnung der für die Schuldenregel relevanten Nettokreditaufnahme 
einzubeziehen ist neben der Nettokreditaufnahme des Bundeshaushalts der Finanzierungssaldo des 
Sondervermögens „Energie- und Klimafonds“, auf das die Ausnahmeregelung des Artikel 143d Absatz 1 Satz 2 
GG zu Sondervermögen nicht anwendbar ist. Die für die Schuldenregel maßgebliche Nettokreditaufnahme 
entspricht daher der Nettokreditaufnahme des Bundes, verringert um den im Sondervermögen „Energie- und 
Klimafonds“ veranschlagten positiven Finanzierungssaldo in Höhe von 101 Millionen Euro.“ (Deutscher 
Bundestag 2012, S. 14). 
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Der ITF verfügt über eine Kreditermächtigung in Höhe von 25,2 Mrd. Euro. Seit dem 

1. Januar 2012 zahlt das Sondervermögen jedoch keine Fördermittel mehr aus. Damit leistet 

der ITF seit dem Jahr 2012 nur noch Tilgungs- und Zinszahlungen.  

Der FMS verfügte zunächst über eine Kreditermächtigung in Höhe von 70 Mrd. Euro. 

In Folge des „Zweiten Gesetz zur Umsetzung eines Maßnahmenpakets zur Stabilisierung des 

Finanzmarktes“ vom 1. März 2012 wurde die Kreditermächtigung erweitert und das 

Bundesfinanzministerium ist ermächtigt, für den FMS Kredite von bis zu 100 Mrd. Euro 

aufzunehmen. Der FMS kann Kredite insbesondere aufnehmen, um Forderungen aus 

übernommenen Garantien abzudecken, Risikopositionen zu erwerben, Finanzinstitute mit 

Kapital auszustatten oder Beteiligungen an Finanzinstituten zu erwerben. Daneben verfügt 

der FMS über eine Garantieermächtigung für Finanzinstitute von insgesamt 400 Mrd. Euro. 

Der Finanzmarktstabilisierungsfonds kann Stabilisierungshilfen bis zum 31. Dezember 2014 

leisten (Bundesrechnungshof 2013). Art. 1 Nr. 14b 2. FMStFG regelt die zulässige 

Kreditaufnahme des FMS: „Werden für Ausgaben, die keine finanziellen Transaktionen im 

Sinne des § 3 des Artikel 115-Gesetzes vom 10. August 2009 (BGBl. I S. 2702, 2704) sind, 

Kredite aufgenommen, ist in Verbindung mit der nächsten Beschlussfassung über ein 

Haushaltsgesetz ein gesonderter Beschluss des Deutschen Bundestages über die Tilgung der 

in diesem Umfang erhöhten Bundesschuld herbeizuführen, soweit mit dieser Kreditaufnahme 

die nach der Schuldenregel zulässige Kreditaufnahme überschritten worden ist. Die Tilgung 

hat binnen eines angemessenen Zeitraums zu erfolgen. Nach Maßgabe dieses Tilgungsplans 

verringert sich in den jeweiligen Jahren die nach der Schuldenregel zulässige 

Nettokreditaufnahme des Bundes.“ Zu den finanziellen Transaktionen zählen Ausgaben für 

den Erwerb von Beteiligungen, für Tilgungen an den öffentlichen Bereich und für die 

Darlehensvergabe. 
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Die Kreditermächtigung des Restrukturierungsfonds besteht gemäß § 12 Abs. 6 S. 1 

und 2 RestrFG  in der Höhe, in der die Kreditermächtigung des FMS nach § 9 FMStFG in der 

bis zum 30. Dezember 2010 geltenden Fassung nicht in Anspruch genommen worden ist. 

Dabei ist die Kreditermächtigung des Restrukturierungsfonds auf maximal 20 Mrd. Euro 

beschränkt. Daneben verfügt der Restrukturierungsfonds über eine Garantieermächtigung in 

Höhe von 100 Mrd. Euro zur Stabilisierung von Finanzinstituten. Der Restrukturierungsfonds 

ist ohne zeitliche Befristung als Dauereinrichtung konzipiert (BMF 2013). 

 Die neue Schuldbremse löst das Problem der Verschuldung über Extrahaushalte mit 

eigener Kreditermächtigung (mit Ausnahme der Altsondervermögen) auf der Bundesebene. 

Die Länder jedoch haben weiterhin die Möglichkeit, Schulden über Extrahaushalte mit 

eigener Kreditermächtigung aufzunehmen, solange sie keine äquivalenten Regelungen in ihre 

Landesverfassungen übernehmen (Kuntze 2010). Bislang hat nur Rheinland-Pfalz eine 

Schuldenbremse in der Landesverfassung verankert, die auch Extrahaushalte abdeckt (Ciaglia 

und Heinemann 2012, Steinbach und Rönicke 2013). 

Der Sachverständigenrat (2011, S. 185) betont, dass „im Hinblick auf die 

Verwendung von Sondervermögen zur Verschiebung von Konsolidierungslasten [..] ein 

klares Verbot für neue Kreditaufnahmen durch alte Sondervermögen und nicht nur der bereits 

jetzt geregelte Verzicht auf Gründung neuer Sondervermögen mit Kreditermächtigung eine 

zukunftsfeste Regelung darstellen [würde].“ Außerdem sollten zeitliche Grenze für die 

bestehenden Sondervermögen festgelegt werden (Korioth 2009, 2010). Auf Bundesebene 

sind die Instrumente des FMS beispielsweise bereits bis Ende des Jahres 2014 begrenzt. 
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Jedoch wurde die Antragsfrist für Stabilisierungsmaßnahmen im Rahmen des FMS in der 

Vergangenheit bereits zwei Mal verlängert.15 

 

5. Fazit 

Der historische Überblick der Extrahaushalte in Deutschland zeigt, dass Extrahaushalte 

insbesondere zur Finanzierung außergewöhnlicher Ereignisse eingerichtet wurden. Dazu 

zählen der Wiederaufbau der Wirtschaft nach dem Zweiten Weltkrieg, die 

Wiedervereinigung und die Finanzkrise. Die Einrichtung von Extrahaushalten zur 

Unterstützung und Förderung des Wideraufbaus der deutschen Wirtschaft sicherte die 

Unabhängigkeit der Hilfsprogramme vom Bundeshaushalt. Über die Einrichtung von 

Extrahaushalten zur Finanzierung der deutschen Einheit konnte die Kreditaufnahme über das 

gemäß der Schuldenregel erlaubte Maß ausgeweitet werden. In Folge der Finanzkrise 

konnten über die Einrichtung von Extrahaushalten zügig Finanzhilfen für Finanzinstitute und 

die Wirtschaft bereitgestellt werden. 

Da die deutsche Schuldenregel bis 2009 eine Ausnahmeregelung für Extrahaushalte 

vorsah,  bestanden Anreize für den Bund und die Länder, sich über Extrahaushalte zu 

verschulden. Durch die Regelungen der neuen Schuldenbremse kann sich der Bund 

grundsätzlich nicht mehr über die Einrichtung neuer Extrahaushalten außerhalb des 

Kernhaushaltes verschulden. Jedoch sind Altsondervermögen von der Schuldengrenze 

ausgenommen. So hat der Bund weiterhin Gestaltungsspielräume für eine Ausweitung der 

erlaubten Kreditaufnahme „durch Perpetuierung der existierenden Sondervermögen“ (Feld 

                                                            
15 Die Möglichkeit zur Gewährung von Stabilisierungsmaßnahmen durch den FMS war zunächst grundsätzlich 
bis zum 31. Dezember 2010 begrenzt (SoFFin I). Am 1. März 2012 trat das "Zweite Gesetz zur Umsetzung 
eines Maßnahmenpakets zur Stabilisierung des Finanzmarktes" (2. FMStG) in Kraft, mit dem die Instrumente 
des FMS bis zum 31. Dezember 2012 verlängert wurden. Am 1. Januar 2013 trat das "Dritte Gesetze zur 
Umsetzung eines Maßnahmenpakets zur Stabilisierung des Finanzmarktes" (3. FMStG) in Kraft, mit dem die 
Instrumente des FMS bis zum 31. Dezember 2014 verlängert wurden (BMF 2013). 
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2010, S. 241). Die Altsondervermögen, die von der neuen Schuldengregel ausgenommen 

sind, verfügen teilweise noch über erhebliche Kreditermächtigungen. Ob die Länder durch 

das Festhalten an Extrahaushalten mit eigener Kreditermächtigung nach einem Ausweg aus 

der Schuldenbremse suchen, wird sich zeigen. Weitere Gestaltungspielräume für die 

Einhaltung der Schuldenbremse und Erhöhung der erlaubten Kreditaufnahme ergeben sich, 

wenn Ausgaben und Kreditaufnahmen aus staatlichen Kernhaushalten in Extrahaushalte 

ausgegliedert werden oder Einnahmen aus Extrahauhalten in den Kernhaushalt umgeleitet 

werden (Sachverständigenrat 2011). Durch ein klares Verbot für neue Kreditaufnahmen in 

Extrahaushalten und klare zeitliche Grenzen für bestehende Extrahaushalte könnte die 

Transparenz der Staatsverschuldung und die Effektivität der deutschen Schuldenbremse 

erhöht werden. 
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Abbildung 1: Finanzierungsdefizit, Nettokreditaufnahme und Veränderung des Schuldenstandes des 

deutschen Gesamtstaates als Anteil am BIP in den Jahren 1950 bis 2012.  

Quellen: Statistisches Bundesamt Fachserie 14 Reihe 2, Reihe 3.1, Reihe 5, Volkswirtschaftliche 

Gesamtrechnung. 
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Abbildung 2: Schalenkonzept der Finanzstatistik. 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2012). 
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Abbildung 3: Schulden in Extrahaushalten von Bund, Ländern und Gemeinden als Anteil am BIP in den 

Jahren 1955 bis 2012.  

Quellen: Statistisches Bundesamt Fachserie 14 Reihe 5, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung. 
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Abbildung 4: Schulden des öffentlichen Bereichs als Anteil am BIP im Jahr 2012. 

Quellen: Statistisches Bundesamt Fachserie 14 Reihe 5, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung. 
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Extrahaushalt Gründung Schuldenstand  
im Jahr der Einrichtung 

Auflösung/ 
Überführung 

Schuldenstand 
bei Auflösung/ Überführung 

Schuldenstand  
am 31.12.2012 

ERP-Sondervermögen (ERP) 1949 3,1 Mrd. Euro 
(6,2% des BIP) 

2007  
(in Bundeshaushalt) 

14,4 Mrd. Euro 
(0,6% des BIP) 

Lastenausgleichsfonds (LAF) 1949 0 1980  
(in Bundeshaushalt) 

1,5 Mrd. Euro 
(0,2% des BIP) 

Ausgleichsfonds „Steinkohle“ 1974 0 1999 
(in Bundeshaushalt) 

2,0 Mrd. Euro 

Fonds Deutsche Einheit (FDE) 1990 10,1 Mrd. Euro 
(0,8% des BIP) 

2005  
(in Bundeshaushalt) 

38,7 Mrd. Euro 
(3,0% des BIP) 

Kreditabwicklungsfonds (KAF) 1991 14,5 Mrd. Euro 
(0,9% des BIP) 

1994  
(in Erblastentilgungsfonds) 

52,7 Mrd. Euro 
(2,9% des BIP) 

Bundeseisenbahnvermögen (BEV) 1994 36,4 Mrd. Euro 
(2,0% des BIP) 

1999 
(in Bundeshaushalt) 

39,5 Mrd. Euro 

Erblastentilgungsfonds (ELT) 1995 168,0 Mrd. Euro 
(9,1% des BIP) 

1999  
(in Bundeshaushalt) 

137,0 Mrd. Euro 
(7,8% des BIP) 

1,5 Mrd. Euro 
(0,06% des BIP) 

Entschädigungsfonds 1996 5,0 Mrd. Euro 
(0,3% des BIP) 

2010 0

Kinderbetreuungsausbau 1997 0 0
Bundes-Pensions- Service für Post und  
Telekommunikation e.V. (BPS-PT) 

2001 15,5 Mrd. Euro
(0,7% des BIP) 

11,4 Mrd. Euro
(0,4% des BIP) 

Finanzmarktstabilisierungsfonds (FMS) 2008 8,2 Mrd. Euro 
(0,3% des BIP) 

20,5 Mrd. Euro
(0,8% des BIP) 

Investitions- und Tilgungsfonds (ITF) 2009 7,5 Mrd. Euro 
(0,6% des BIP) 

21,3 Mrd. Euro
(0,8% des BIP) 

Vorsorge für Schlusszahlungen für  
inflationsindexierte Bundeswertpapiere 

2009 0 0

FMS Wertmanagement 2010 192,0 Mrd. Euro 
(7,7% des BIP) 

161,5 Mrd. Euro 
(6,1% des BIP) 

Restrukturierungsfonds 2010 0 0
Energie- und Klimafonds (EKF) 2010 0 0 
Tabelle 1: Gründung, Auflösung und Verschuldung ausgewählter Extrahaushalte des Bundes. 

Quellen: Abelshauser (2004),  BMF (2011), Bundesrechnungshof (2011), Bundesrechnungshof (2013), Dietz (2001), Statistisches Bundesamt (2012). 
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